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vention zu verzichten, was in anderen bereits
Realität ist.
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1 Das Pendant zur deutschen Strafrestausset-
zung auf Bewährung ist in Österreich die be-
dingte Entlassung aus dem Strafvollzug. Zu
den Unterschieden in der Ausgestaltung der
beiden Rechtsinstitute siehe Kapitel 2.

2 Vollzugsgerichte sind die Gerichte, die in
Österreich über eine bedingte Entlassung zu
befinden haben. Siehe dazu auch Kapitel 2.2.

3 Teilbedingte Nachsicht einer Freiheitsstrafe be-
deutet, dass, wenn die entsprechenden präven-
tiven Voraussetzungen vorliegen, bereits im
Zeitpunkt des Urteils erster Instanz lediglich
maximal ein Drittel der Freiheitsstrafe unbe-
dingt verhängt werden darf. Der Vollzug von
mindestens zwei Dritteln muss bedingt ausge-
sprochen werden (§ 43a Abs 3 und 4 öStGB).
Im Jahre 2003 wurden in Österreich 13,5 % al-
ler Freiheitsstrafen teilbedingt ausgesprochen,
27,1 % unbedingt und 59,4 % bedingt (Bun-
desministerium für Inneres 2004, S. 408).

4 In unseren Untersuchungen konnte kein ein-
ziger Fall gefunden werden, in dem die be-
dingte Entlassung gegen den Willen des Ver-
urteilten erfolgt ist.

5 Aufgrund eines mehrheitlich zehnjährigen
Tilgungszeitraums (vgl §§ 1 ff öTilgG) war eine
Einschränkung des Entlassungszeitraumes er-
forderlich. Es durften nur solche Personen in
die Rückfallsuntersuchung aufgenommen
werden, bei denen im Zeitpunkt der Strafregi-
sterabfrage noch keine Folgeverurteilung ge-
tilgt sein konnte.

6 Dafür sprach neben forschungsökonomischen
Überlegungen auch der Umstand, dass Politik
und Justizverwaltung an dieses Wirkungsmaß
gewöhnt und primär daran interessiert sind.

7 Eine teilbedingte Freiheitsstrafe beinhaltet im-
mer auch einen jedenfalls zu vollstreckenden
Strafteil. Der Strafrest wird von vornherein zur
Bewährung ausgesetzt.

8 Rechnerisch wird dies eingelöst, indem die Ri-
sikopopulation ab dem Zeitpunkt der Zensie-

rung eines Falles jeweils um 1 verkleinert
wird. Die Rückfallsrisken werden so immer auf
die aktuelle Risikopopulation bezogen. Es be-
steht daher keine Notwendigkeit, das Beob-
achtungsfenster auf ein für alle Untersu-
chungspersonen vollständig verfügbares Ka-
tamneseintervall zu beschränken oder den
Informationsgehalt der Daten auf die Präva-
lenz des Rückfalls im selektierten Katamne-
seintervall zu reduzieren. Zur Methodologie
der Ereignisanalyse siehe ausführlich Bloss-
feld/Rohwer (1995).

9 Vorzeitige Entlassungen infolge der Amnestie
des Jahres 1995 oder aufgrund individueller
Begnadigungsakte des Bundespräsidenten
wurden als urteilsmäßige Entlassungen ge-
zählt. Bei diesem Personenkreis haben die
Vollzugsgerichte keine positive, in der großen
Mehrzahl aber mindestens eine negative Aus-
setzungsentscheidung getroffen.

10 Hinsichtlich des Anteils von Personen nicht-
österreichischer Staatsbürgerschaft finden sich
keine signifikanten Unterschiede zwischen be-
dingt und urteilsmäßig entlassenen Gefange-
nen. Die Nationalität bedarf daher keiner wei-
teren Kontrolle in multivariaten Modellen.

11 Um Multikollinearitätsproblemen vorzubeu-
gen wurden die Zahl der Vorverurteilungen,
die Zahl der Vorhaften, die Dauer der Vorhaf-
ten sowie die Bewährung bei früheren
Straf(rest)aussetzungen zu einem Legalkarrier-
eindex verrechnet.

12 Differenzierte Analysen ließen keine signifi-
kanten Interaktionen mit dem Alter, der kri-
minalrechtlichen Vorbelastung oder der Na-
tionalität erkennen.

13 Statistisch betrachtet ist somit in der Grund-
gesamtheit der strafentlassenen Sexual- und
Raubdelinquenten von einer Wirkungslosig-
keit der bedingten Entlassung auszugehen.

14 Ein Vergleich der Rückfallsresultate zweier höchst
unterschiedlich agierender Vollstreckungskammern
eines deutschen Landgerichts führt Böhm (1996,
S. 276 f) zur selben Schlussfolgerung. Dass eine eher
großzügige und eine eher zurückhaltende Voll-
streckungskammer ähnliche Rückfallsergebnisse
hervorbringen, deutet er als Beleg für die Austausch-
barkeitsthese.
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